
Drucksache 13/76 
09. 12. 94 

Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Unterrichtung 
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Bericht über den Stand und die voraussichtliche Entwicklung 
der Finanzwirtschaft 

1. Finanzpolitische Grundlinie 

1.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
der Bundesrepublik Deutschland haben sich in den 
letzten Jahren deutlich verändert. Dabei verknüpft 
sich die politische Herausforderung, die Erblasten 
des Sozialismus der ehemaligen DDR zu bewältigen 
und den Aufbau der neuen Länder zu gestalten, mit 
der ökonomischen Notwendigkeit, die Rezession zu 
überwinden. In beiden Bereichen zeichnen sich nun-
mehr meßbare Erfolge ab. 

Nach dem starken konjunkturellen Einbruch 1993, 
bei dem das westdeutsche Bruttoinlandsprodukt real 
um 1,7 v. H. zurückgegangen ist, hat sich die wirt-
schaftliche Lage in der Bundesrepublik Deutschland 
seit Beginn dieses Jahres deutlich verbessert. 

In ganz Deutschland wird anstatt des ursprünglich 
für 1994 angenommenen Wachstums von 11/2 v. H. 
jetzt ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 
real 2 1/2 v. H. erwartet. Im Jahr 1995 wird sich der 
wirtschaftliche Aufschwung weiter entfalten und zu 
einem realen Wachstum von 3 v. H. führen. In den 
neuen Ländern liegt das jährliche Wachstum in bei-
den Jahren bei 81/2 bis 9 v. H. 

1.2 Finanzpolitische Zielsetzung 

In den kommenden Jahren werden die mit der deut-
schen Einheit und der Rezession unvermeidbaren 
Anspannungen in den öffentlichen Haushalten und 
bei der Steuer- und Abgabenbelastung schrittweise 

abgebaut. Bei der Staatsquote soll gegen Ende des 
Jahrhunderts der Stand vor der Wiedervereinigung 
erreicht werden. 

Das 1993 beschlossene Föderale Konsolidierungspro-
gramm hat die entscheidenden finanzpolitischen 
Weichen für den Zeitraum ab 1995 gestellt: 

- Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs sichert den neuen Ländern eine Fi-
nanzausstattung, die es ihnen erlaubt, ihre Auf-
gaben in eigener Finanzverantwortung wahrzu-
nehmen. 

- Die durch die Vereinigung entstandenen Lasten 
werden im Erblastentilgungsfonds zusammenge-
faßt und im Laufe einer Generation getilgt. 

Bei der Neuordnung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs hat der Bund aus gesamtwirtschaftlichen 
Erwägungen auf einen vollständigen Einnahmeaus-
gleich für die abgegebenen Umsatzsteueranteile und 
die höheren Bundesergänzungszuweisungen ver-
zichtet. Die Steuereinnahmen des Bundes steigen da-
her 1995 trotz der günstigeren Konjunkturperspek-
tiven im Vergleich zum Vorjahr nur geringfügig an. 

Die finanzpolitische Grundlinie muß weiterhin auf 
Konsolidierung gerichtet sein. Ziel ist es, durch kon-
sequente Fortsetzung des Sparkurses, der zuletzt mit 
dem Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumspro-
gramm des letzten Jahres bekräftigt wurde, bei ab-
nehmender Neuverschuldung und weitgehender 
Preisstabilität schrittweise Spielräume für Steuerent-
lastungen zu schaffen. 
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2. Entwicklung des Bundeshaushalts 1994 

Der Vollzug des Bundeshaushalts 1994 ist gekenn-
zeichnet durch eine größere Zahl bedeutender Mehr- 
und Minderbelastungen sowohl auf der Ausga-
ben- wie der Einnahmenseite. Im Gesamtergebnis 
kann die veranschlagte Nettokreditaufnahme von 
69,1 Mrd. DM voraussichtlich um etwa 9 bis 10 Mrd. 
DM unterschritten werden. 

Auf der Ausgabenseite führen die Folgen der Lang-
zeitarbeitslosigkeit zu Mehrausgaben bei der Ar-
beitslosenhilfe von über 6 Mrd. DM. Hier schlägt sich 
auch das Ergebnis des Vermittlungsverfahrens vom 
Herbst des Vorjahres nieder. Demgegenüber kann 
der Zuschußbedarf an die Bundesanstalt für Arbeit 
erheblich zurückgeführt werden, weil aufgrund der 
günstigeren Konjunkturentwicklung die Empfänger-
zahlen für Arbeitslosengeld und Kurzarbeitergeld zu-
rückgegangen sind. 

Anderen Mehrausgaben, insbesondere beim Woh-
nungsbauprogramm für die Nachfolgestaaten der 
ehemaligen UdSSR, den Gewährleistungen und 
beim Kindergeld stehen Minderausgaben, insbeson-
dere beim Kreditabwicklungsfonds, bei der Altschul-
denhilfe Wohnungsbau Ost, bei der Rentenversiche-
rung Ost, bei der Kriegsopferversorgung und beim 
Erziehungsgeld gegenüber. Insgesamt dürfte das 
Ausgabensoll des Haushalts geringfügig unterschrit-
ten werden. 

Mehreinnahmen sind insbesondere zu erwarten aus 
der Bewirtschaftung und Veräußerung bundeseige-
ner Liegenschaften, bei sonstigen Privatisierungser-
lösen, bei Zinseinnahmen im Rahmen der Kreditpoli-
tik und der Kassenwirtschaft und bei den Gewährlei-
stungseinnahmen. Die Steuereinnahmen fallen - im 
wesentlichen wegen geringerer Abführungen an die 
EU - um gut 3 Mrd. DM höher aus als im Haushalts-
plan veranschlagt. Die Haushaltsentlastungen haben 
zu einem erheblichen Teil einmaligen Charakter, wie 
z. B. bei Privatisierungserlösen. 

3. Entwurf des Bundeshaushalts 1995 

3.1 Eckwerte 

Der Entwurf des Bundeshaushalts 1995 wurde ge-
genüber dem ersten Entwurf im wesentlichen ledig-
lich an die veränderten wirtschaftlichen Eckdaten 
und - bei einigen Schätzansätzen - an veränderte 
Einschätzungen angepaßt: 

- Die Ausgaben steigen 1995 gegenüber dem Haus-
halt 1994 um knapp 1 v. H. auf 484,1 Mrd. DM an. 
Sie unterschreiten mit rd. 0,6 Mrd. DM geringfü-
gig die Gesamtausgaben des ersten Entwurfs. Hö-
heren Aufwendungen für die Zusatzversorgung 
Ost und das Wohnungsbauprogramm für Nachfol-
gestaaten der ehemaligen UdSSR stehen geringe-
re Abführungen an den Erblastentilgungsfonds 
und ein leicht verringerter Arbeitsmarktbedarf ge-
genüber. 

Die günstigere konjunkturelle Entwicklung 
schlägt sich - wenn auch mit Verzögerung - auf 
dem Arbeitsmarkt nieder. Die Zahl der Arbeitslo-
sen geht insgesamt leicht zurück. Die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen bleibt jedoch nach wie vor 
hoch. Die Bundesregierung will daher die Arbeits-
förderung weiter straffen und die Anreize zur Auf-
nahme von Arbeit erhöhen. 

Das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium wird 
stärker darauf ausgerichtet, die Chancen der Pro-
blemgruppen am Arbeitsmarkt unter besonderer 
Berücksichtigung der Langzeitarbeitslosen zu er-
höhen. 

Der Arbeitsmarkt wird den Bundeshaushalt 1995 
und in den folgenden Jahren in erheblichem Um-
fang belasten, wenn auch geringer, als bei der Be-
schlußfassung des Kabinetts über den ersten Re-
gierungsentwurf am 15. Juli 1994 angenommen 
worden war. Die konjunkturelle Entwicklung wird 
aus heutiger Sicht dazu führen, daß der Bundeszu-
schuß zur Bundesanstalt für Arbeit, der 1993 
24,4 Mrd. DM betrug, 1995 mit 11,5 Mrd. DM aus-
reichend bemessen ist und damit um 3,3 Mrd. DM 
geringer ausfällt als im ersten Regierungsentwurf. 
Die Aufwendungen für die Arbeitslosenhilfe be-
trugen im Jahr 1993 14 Mrd. DM, während nun-
mehr im Regierungsentwurf 1995 18,4 Mrd. DM 
erforderlich sind. Dabei ist im Bundeshaushalt 
eine Einsparung von 1 Mrd. DM durch eine Neu-
ordnung der Bestimmungen zur Arbeitslosenhilfe 
und zur Sozialhilfe unterstellt. 

- Die gegenüber dem ersten Entwurf des Bundes-
haushalt 1995 um etwa 10 Mrd. DM geringere 
Nettokreditaufnahme ist auf fast 1 Mrd. DM nied-
rigere Gesamtausgaben, etwa 3 Mrd. DM höhere 
Steuereinnahmen (einschließlich höhere EU-Ab-
führungen) sowie insbesondere auf 5,6 Mrd. DM 
einmalige Einnahmen im Zusammenhang mit der 
Privatisierung der Deutschen Kreditbank (DKB) 
zurückzuführen. 

Die verfassungsrechtliche Obergrenze des Arti-
kels 115 GG wird 1995 deutlich unterschritten, 
weil das Volumen der investiven Ausgaben des 
Bundes mit über 74 Mrd. DM die geplante Neuver-
schuldung in Höhe von ca. 59 Mrd. DM deutlich 
übersteigt. 

Die Bundesregierung hält an einer veränderten 
Regelung der Fälligkeit und des Zahlungsmodus 
bei der Mineralölsteuer mit der Wirkung von ein-
maligen Mehreinnahmen 1995 in Höhe von 
2,6 Mrd. DM fest. Bei der Abführung der Mineral-
ölsteuer bestehen für die Mineralölgesellschaften 
im internationalen Vergleich lange Fälligkeitsfri-
sten. Die größeren Mineralölgesellschaften mit 
jährlichen Mineralölsteuerzahlungen von mehr als 
100 Mio. DM sollen daher künftig ihre Steuerzah-
lungen für den ersten Teil des Monats Dezember 
noch im Dezember desselben Jahres statt bislang 
erst im Februar des Folgejahres entrichten. Für 
mittelständische Mineralölgesellschaften ändert 
sich nichts. 
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- Bei den Verwaltungseinnahmen wird sich die kon-
sequente Fortsetzung der Privatisierungspolitik 
positiv niederschlagen. Durch die Fusion der ehe-
maligen Staatsbank der DDR mit der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) wird nicht benötigtes 
Eigenkapital in Höhe von etwa 5,4 Mrd. DM frei 
und kann an den Bund abgeführt werden. Durch 
Kapitalherabsetzung und Veräußerung der DKB 
fließen dem Bund Mittel in Höhe von 5,6 Mrd. DM 
zu. Außerdem können aus der Veräußerung von 
Anteilen der Lufthansa sowie der Privatisierung 
der Rhein-Main-Donau AG Erlöse von insgesamt 
etwa 2 Mrd. DM dem Bundeshaushalt zufließen. 

3.2 Akzente des Haushalts 

Der Handlungsspielraum im Haushalt 1995 für neue 
politische Schwerpunkte ist trotz der günstigeren 
Wirtschaftsentwicklung weiterhin eng begrenzt. 

Die Bundesregierung bekräftigt jedoch die mit dem 
ersten Entwurf des Haushalts 1995 und die mit dem 
am 15. Juli 1994 beschlossenen Finanzplan 1994 bis 
1998 gesetzten richtungweisenden Akzente insbe-
sondere zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland: 

- Zur Stärkung der Innovationsfähigkeit in Deutsch-
land weist der Bereich Forschung und Technologie 
im neuen Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie gegenüber 
dem verfügbaren Soll 1994 unverändert eine Stei-
gerungsrate von 2,7 v. H. auf. 

Ein auf vier Jahre angelegtes Luft- und Raum-
fahrtförderungsprogramm mit einem Gesamtvolu-
men von 1,2 Mrd. DM unterstützt die inte rnatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Luft-
und Raumfahrtindustrie. Dieses Programm wird je 
zur Hälfte aus dem Bundeshaushalt und von den 
Unternehmen finanziert. 

- Der Bund beabsichtigt, durch ein gemeinsames 
dreijähriges Programm mit den neuen Ländern mit 
einem Gesamtvolumen von 1,2 Mrd. DM die indu-
striellen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
der kleinen und mittleren Unternehmen in den 
neuen Ländern zu fördern. Aus dem Bundeshaus-
halt soll dieses Programm zu 50 v. H. finanziert 
werden. Die Verwirklichung hängt nunmehr da-
von ab, daß die Länder ihren Anteil erbringen. 

- Mit der Planung und dem Bau der Magnetschwe-
bebahnverbindung (Transrapid) von Hamburg 
nach Berlin wird deutsche Spitzentechnologie in 
die Praxis umgesetzt; ihre Exportchancen erhöhen 
sich dadurch. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die innere und äußere 
Sicherheit: 

- Der Bundesgrenzschutz in den neuen Ländern 
wird personell verstärkt. Bundeskriminalamt und 
Zollkriminalamt erhalten mehr Personal zur ver-
stärkten Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität. 

- Der Verteidigungshaushalt wird von der Fort-
schreibung der globalen Minderausgabe 1994 
ausgenommen. 

3.3 Personalhaushalt 

Der in der Koalitionsvereinbarung vorgesehene mit-
telfristige Personalabbau für die Bundesverwaltung 
wird 1995 - anknüpfend an entsprechende Regelun-
gen für 1993 und 1994 - mit einer weiteren haushalts-
gesetzlich geregelten Abbaustufe von 1 v. H. fortge-
setzt. 

Unter Berücksichtigung weiterer Veränderungen 
wird der Stellenbestand des Bundes seit 1991 von rd. 
375 000 auf rd. 329 000 Planstellen/Stellen Ende 1995 
reduziert werden können. 

4. Mittelfristige Perspektiven 

Ein neuer Finanzplan wird - wie üblich - auf der 
Basis neuer mittelfristiger gesamtwirtschaftlicher 
Annahmen im Sommer 1995 vorgelegt. 

Neben den im Rahmen des Föderalen Konsolidie-
rungsprogramms vom Bund übernommenen Finan-
zierungsaufgaben wird die Haushalts- und Finanz-
planung des Bundes in den kommenden Jahren we-
sentlich durch die steuerpolitischen Vorhaben der 
Bundesregierung bestimmt. 

Die Neuregelung zur Steuerfreistellung des Exi-
stenzminimums wird ab 1996 im Rahmen eines 
leistungsgerechten Steuertarifs verwirklicht. Der 
linear ansteigende Einkommensteuertarif bleibt 
erhalten. Die jährlichen Steuermindereinnahmen 
werden in einer Größenordnung von insgesamt rd. 
15 Mrd. DM liegen, davon entfallen rd. 6 Mrd. DM 
auf den Bund. 

- Der Familienlastenausgleich soll zu einem Fami-
lienleistungsausgleich weiterentwickelt werden. 
Dazu ist geplant, den Kinderfreibetrag ab 1996 
stufenweise anzuheben. 

- Beide steuerlichen Maßnahmen wirken sich ver-
mindernd auf das Aufkommen des Solidaritätszu-
schlags aus. 

- Schließlich soll das Steuerrecht spürbar verein-
facht werden. 

Ferner wird die Politik der Sicherung des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland fortgesetzt. Im Mittel-
punkt steht eine aufkommensneutrale Reform der 
Unternehmensbesteuerung in Verbindung mit einer 
Gemeindefinanzreform, in der die Gewerbesteuer 
gesenkt werden soll. In einer ersten Stufe wird zum 
1. Januar 1996 die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft 
und die Gewerbeertragsteuer mittelstandsfreundlich 
gesenkt. 

Ziel der Finanzpolitik ist es, durch konsequente Fort-
setzung des Sparkurses bei abnehmender Neuver-
schuldung schrittweise Spielräume für Steuerentla-
stungen zu schaffen. Voraussetzung dafür ist der Ab-
bau der Defizite in den Haushalten von Bund, Län-
dern und Gemeinden. Die finanzpolitische Grund-
linie muß daher weiterhin auf Konsolidierung gerich-
tet sein. 
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Durch strikte Ausgabendisziplin wird der Anstieg 
der Bundesausgaben mittelfristig deutlich unter der 
Zuwachsrate des nominalen Sozialprodukts gehal-
ten. Dabei ist die Konsolidierungspolitik des Bundes 
durch folgende Eckpunkte gekennzeichnet: 

- Das bestehende Haushaltsmoratorium gilt weiter 
für die gesamte 13. Legislaturpe riode. Mehrausga-
ben setzen entsprechende Einsparungen an ande-
rer Stelle voraus. 

- Die Bundesverwaltung wird schlanker und effizi-
enter gestaltet. Der Personalbestand in den Bun-
desbehörden wird in den nächsten vier Jahren um 
insgesamt 1 v. H. jährlich gesenkt. Die Aufgaben 
der Bundesbehörden werden verringert bzw. ge-
strafft, die Zahl der Behörden durch Zusammenle-
gung oder Auflösung reduziert, die Privatisierung 
öffentlicher Aufgaben fortgesetzt. 

Für die finanzpolitischen Handlungsmöglichkeiten in 
den kommenden Jahren sind die folgenden Eck-
punkte maßgeblich: 

- Die jüngste Steuerschätzung läßt nicht darauf 
schließen, daß im mittelfristigen Zeitraum die im 
Finanzplan enthaltenen Steuereinnahmen wesent-
lich übertroffen werden. 

- Die Zuschüsse zur Bundesanstalt für Arbeit wer-
den mittelfristig aufgrund der sich abzeichnenden 
Arbeitsmarktentwicklung deutlich reduziert wer-
den können. 

- Der Solidaritätszuschlag wird zurückgeführt, 
wenn die Belastungen des Bundes durch die 
Transfers für die neuen Länder im Rahmen des 
Finanzausgleichs sinken oder die Einnahmen aus 
dem Solidaritätszuschlag dauerhaft stärker steigen 
gegenüber den Annahmen des Finanzplans. Die 
Rückführungsmöglichkeiten werden jährlich fest-
gestellt. 

Der im Finanzplan gesetzte Rahmen der Kreditauf-
nahme des Bundes wird nicht überschritten. Die not-
wendigen steuerpolitischen Aufgaben, vor allem die 
Steuerfreistellung des Existenzminimums, können 
mit einer geänderten zeitlichen Struktur des Defizit-
abbaus erfüllt werden. In den Jahren 1994 und 1995 
wird die Kreditaufnahme deutlich niedriger, 1996 
nahezu unverändert, 1997 und 1998 höher ausfallen 
als im Finanzplan 1994 bis 1998 auf der Grundlage 
des geltenden Steuerrechts beschrieben. Die Grund-
linie bleibt jedoch unverändert. Das jährliche Defizit 
des Bundeshaushalts wird schrittweise zurückge-
führt. 

 


